
Wie können Wissenschaft und Forschung den Zu-
sammenhalt in Europa stärken? Akteure aus Politik 
und Wissenschaft diskutierten über die Frage, wie eu-
ropäische Forschungs- und Wissenschaftspolitik ge-
staltet werden muss, um das europäische Projekt zu 
befördern. Forscher_innen berichteten über Heraus-
forderungen und Erfolgsfaktoren in grenzüberschrei-

tenden Forschungskooperationen. Es wurde the-
matisiert, welche Auswirkungen aktuelle politische 
Entwicklungen im Vereinigten Königreich, in der Tür-
kei und Ungarn auf die wissenschaftliche Zusammen-
arbeit haben. Daraus ergeben sich Empfehlungen für 
die EU-Forschungsförderpolitik und die notwendigen 
politischen und finanziellen Rahmenbedingungen. 

Der wissenschaftliche Austausch und die Forschungs-
kooperationen in Europa sind eine Erfolgsgeschichte. 
Zahlreiche interdisziplinäre Netzwerke, grenzüber-
schreitende Forschungsverbünde und die intensive 
Zusammenarbeit von Wissenschaftler_innen tragen 
zur Herausbildung eines Europäischen Forschungs- 
und Hochschulraums bei, unterstützt durch EU-Mo-
bilitäts- und Forschungsförderungsprogramme wie 
Erasmus + und Horizon 2020. 

Wissenschaft leistet auch einen bedeutenden Beitrag, 
um das Vertrauen in Europa und die zentralen Errun-
genschaften der EU wie Frieden, Freiheit und Demo-
kratie zu stärken. Denn Wissenschaftler_innen, die in 
europaweiten Netzwerken verbunden sind und bei 
der Zusammenarbeit gemeinsame Ziele verfolgen, le-
ben bereits die europäische Integration.

Gleichzeitig ist Wissenschaft in vielen Ländern zuneh-
mend Anfeindungen ausgesetzt und Wissenschafts-
freiheit nicht (mehr) gegeben. Angesichts dieser Ent-

wicklung gingen im April 2017 beim March for Science 
weltweit über 1,3 Mio. Menschen auf die Straße und 
demonstrierten für Freiheit und Unabhängigkeit der 
Wissenschaft. Deutlich wurde dabei, dass Forschungs-
netzwerke und die Mobilität von Wissenschaftler_in-
nen in Europa nur bewahrt werden können, wenn die 
Grundlagen der Wissenschaft verteidigt werden. Nur 
dann kann auch krisenhaften Entwicklungen standge-
halten werden, wie z.B. dem Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der EU (Brexit), zunehmender Wis-
senschaftsskepsis oder rechtskonservativen und po-
pulistischen Tendenzen in Europa.

Der Bereich Forschung und Innovation hat in Europa 
einen hohen Stellenwert, da er maßgeblich dazu bei-
trägt, wirtschaftliches Wachstum und Arbeitsplätze zu 
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generieren und die großen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen zu bearbeiten, wie z.B. den Klimawandel 
oder die Energiewende. Die europäischen Zukunfts-
aufgaben sind wicked problems, die innovative, wis-
sensbasierte Lösungen in grenzüberschreitender, 
interdisziplinärer Zusammenarbeit über einen lan-
gen Zeitraum erforderlich machen.

Bei der Konferenz stellte Dr. Wolfgang Burtscher, stell-
vertretender Generaldirektor der Generaldirektion 
Forschung und Innovation der Europäischen Kom-
mission, den aktuellen Stand der europäischen For-
schungspolitik vor. Im internationalen Vergleich kann 
Europa in Bezug auf die Exzellenz von Forschung mit 
20% der weltweiten Forschungsausgaben und 32% 
der weltweit zitierten Publikationen als wissenschaft-
liche Weltmacht gelten.1 Allerdings ist der Anteil der 
EU an den weltweiten Ausgaben für Forschung und 
Innovation zwischen 2000 und 2015 massiv zurückge-
gangen, während z.B. die Investitionen Chinas stark 
gewachsen sind (2000: EU 25%, China 5%; 2015: EU 
20%, China 21%). Europa muss im Bereich Forschung 
und Innovation deshalb dringend mehr investieren, 
wenn es weltweit weiter eine maßgebliche Rolle spie-
len möchte. 

Eine große Schwäche Europas ist der geringe Anteil 
an privaten Forschungsausgaben im Vergleich zu öf-
fentlichen Ausgaben. In einigen Zukunftstechnolo-
gien ist die EU-Innovationskapazität bereits begrenzt. 
Wichtige Gründe sind unzureichende Wettbewerbs-
rahmenbedingungen für Forschung und Innovation 
sowie ein begrenzter Zugang zu Risikokapital. 

Um Forschung und Innovation in Europa zu beför-
dern, wird in der EU das 8. Rahmenprogramm Horizon 
2020 umgesetzt, mit dem die Europäische Kommissi-
on zwischen 2014 und 2020 Maßnahmen mit „euro-
päischem Mehrwert“ mit ca. 70 Mrd. Euro fördert. Ab-
gedeckt wird ein breites thematisches Spektrum von 
Grundlagenforschung über anwendungsorientierte 
Forschung bis hin zu marktnahen Innovationsmaß-
nahmen. Im Vordergrund stehen Kooperationen in 
Schlüsselbereichen wie z.B. der biomedizinischen, 
naturwissenschaftlich-technischen, industriellen oder 
sozioökonomischen Forschung. Ein zentrales Ziel ist 
es, die Lücke zwischen Forschung und Markt schlie-
ßen zu helfen. Den politisch-strategischen Rahmen 
bildet die Europa-2020-Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum in Europa. 
Diese zielt darauf, die Wettbewerbsfähigkeit, das In-
novationspotenzial, die Produktivität, den sozialen 
Zusammenhalt und die wirtschaftliche Konvergenz 
Europas zu steigern.2 

Drei Schwerpunkte bestimmen die strukturelle und 
inhaltliche Ausrichtung von Horizon 2020:

Wissenschaftsexzellenz: Gefördert werden ex-
zellente Wissenschaftler_innen mit themenof-
fenen Forschungsprojekten (ERC Grants), künftige 
und neu entstehende Technologien in Pionier-
forschung „Future and Emerging Technologies 
(FET)“, die länder- und sektorübergreifende Mo-
bilität und Karriereentwicklung von Forschenden 
und Hochschulangehörigen (Marie-Skłodowska-
Curie-Maßnahmen (MSCA)), sowie die effiziente 
Nutzung und Vernetzung von Forschungsinfra-
strukturen.

Führende Rolle der Industrie: Gefördert werden 
Industrie- und Schlüsseltechnologien, der Zugang 
zu Risikofinanzierung und Innovationen in KMUs.

Gesellschaftliche Herausforderungen: Definiert 
werden sieben gesellschaftspolitisch vorrangige 
Aufgabenbereiche, unter anderem Gesundheit, Er-
nährung, Energie, Schutz der Freiheit und Sicher-
heit Europas und seiner Bürger_innen. 

Eine wesentliche Anforderung der EU-Forschungsför-
derung ist, dass Impact generiert wird, verstanden als 
sichtbarer Beitrag und Anwendungsbezug exzellenter 
und innovativer Forschung. Die Forschungsergebnisse 
sollen außerhalb des Wissenschaftssystems aufgenom-
men werden, politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Prozesse in Europa positiv beeinflussen sowie Teil des 
öffentlichen Diskurses werden. Impact schließt die Ver-
breitung von Forschungsergebnissen ein, die frei zu-
gänglich veröffentlicht werden sollten (Open Access),  
geht aber weit darüber hinaus. 

Im Rahmen von Horizon 2020 wird auch die Umset-
zung des Europäischen Forschungsraums gefördert, 
der einheitliche Rahmenbedingungen für Forschung 
und Innovation schaffen soll. Sechs Prioritäten wer-
den dabei verstärkt verfolgt: effektivere nationale 
Forschungssysteme, verbesserte länderübergreifende 
Zusammenarbeit, offener Arbeitsmarkt für Forscher_
innen, Gleichstellung der Geschlechter, Zugang zu 
und Transfer von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
sowie internationale Zusammenarbeit.3 

Von den öffentlichen Ausgaben für Forschung und In-
novation in Europa machen die Fördergelder von Ho-
rizon 2020 etwa 10% aus, 90% der Mittel werden von 
den Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene investiert. 
Für Horizon 2020 wurden 143.786 Förderanträge ein-
gereicht, davon wurden 16.211 Förderanträge (68.299 
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Teilnehmende) mit 30 Mrd. Euro gefördert. Die Erfolgs-
quote (bezogen auf die Anträge) liegt bei ca. 12%.4    

Deutschland liegt bei der Einwerbung von EU-Mitteln 
mit einer Erfolgsquote von 18% auf dem ersten Platz 
unter den Mitgliedstaaten. Auch bei der absoluten 
Höhe der Fördermittel (ca. 4,4 Mrd. Euro) ist Deutsch-
land am erfolgreichsten. Deutlich wird eine Spaltung 
Europas: Insbesondere die 13 neuen Mitgliedstaaten 
sind im Vergleich zu den alten Mitgliedstaaten nur 
wenig erfolgreich; sie erhalten zusammen nur ca. 5% 
der EU-Mittel. Diese Kluft kann auch damit erklärt 
werden, dass ein Zusammenhang zwischen der Höhe 
der nationalen Investitionen in Forschung und Inno-
vation und den eingeworbenen EU-Mitteln besteht: So 
liegt der Anteil der 13 neuen Mitgliedstaaten an den 
öffentlichen Ausgaben in Forschung und Innovation 
in Europa auch nur bei etwa 5%. 

Die wissenschaftliche Zwischenevaluierung von Hori-
zon 2020 im Jahr 2017 hat ergeben, dass die Ziele in 
vielen Bereichen erreicht werden und das Programm 
insgesamt erfolgreich ist, insbesondere der ERC.5 Einige  
Bereiche sollten aber auch verbessert werden: 

Die finanziellen Mittel müssen erhöht werden, da 
die niedrige Erfolgsquote von 12%  negative Ef-
fekte hat, etwa dass Anträge nicht mehr wirtschaft-
lich sind, Spitzenforscher_innen bei Nichtförde-
rung mit Frustration reagieren und Europa somit 
wichtige Potenziale für Forschung und Innovation 
verloren gehen.

Die Unterstützung für marktfähige Innovationen 
muss verstärkt werden, da derzeit Forschungser-
gebnisse, die von Wissenschaftler_innen in Europa  
bzw. im Rahmen eines EU-geförderten Projekts er-
arbeitet wurden, häufig von Forschungspartnern 
aus anderen Ländern wie z.B. den USA vermarktet 
oder verkauft werden.

Notwendig ist auch eine stärkere Einbindung der 
Zivilgesellschaft: Wissenschaft sollte über ihre 
Forschung sehr viel stärker als bisher öffentlich 
kommunizieren und die Bürger_innen auch mehr 
in die Bestimmung von Forschungsthemen und 
die Implementation von Forschungsergebnissen 
einbeziehen. 

Für das 9. EU-Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation ab 2021 müssen bis Mai 2018 noch zahl-
reiche Fragen geklärt werden, unter anderem, wie 
Innovationen noch besser unterstützt und der un-
gleichen Verteilung der EU-Mittel innerhalb Europas 

entgegengewirkt kann. Wissenschaft wird künftig auf 
jeden Fall stärker den Beweis antreten müssen, dass 
Forschung und Innovation maßgeblich dazu beitragen 
kann, die gesellschaftlichen Herausforderungen zu be-
arbeiten und konkrete europäische Entwicklungsziele 
mit strategischer Relevanz („Missionen“) zu erreichen.

Die Europäische Kommission will mit ihrer Förderung 
einen „europäischen Mehrwert“ bei grenzüberschrei-
tender Forschung generieren, d.h. es soll ein Gemein-
schaftsnutzen für die EU entstehen. Die gegenwärtige 
Forschung in Europa basiert jedoch auf einer starken 
nationalen Tendenz in der Forschungsgemeinschaft im 
19. und 20. Jahrhundert, weshalb viele Forscher_in-
nen diese historische Bindung noch reflektieren. Es ist 
somit eine wichtige Aufgabe, den Mehrwert der euro-
päischen Forschungszusammenarbeit klar herauszu-
arbeiten und zu verdeutlichen, dass kooperative und 
grenzüberschreitende Forschung Synergieeffekte und 
Nutzen auf verschiedenen Ebenen für alle Beteiligten 
schafft, vor allem durch einen höheren Erkenntnisge-
winn und mehr Exzellenz in der Forschung, aber auch 
durch größere Potenziale bei der Verwendung und Ver-
breitung wissenschaftlicher Erkenntnisse. 

In der Regel arbeiten Forscher_innen grenzüber-
schreitend zusammen, wenn sie sich dadurch Vorteile 
versprechen, z.B. in Bezug auf fachliche Kenntnisse, 
höhere Reputation oder die Generierung von Ressour-
cen. In einer globalisierten Welt wird Forschung zu-
nehmend internationaler, sodass es bei vielen Themen 
sinnvoll ist, mit Expert_innen aus der ganzen Welt zu-
sammenzuarbeiten. Unklar erscheint deshalb häufig, 
worin der spezifische Mehrwert einer europäischen 
Kooperation bestehen sollte.

Hier muss zwischen der Perspektive der Wissenschaft 
und der Politik unterschieden werden: Auch bei Hori-
zon 2020 wird von der Notwendigkeit internationaler 
Zusammenarbeit in einer globalisierten Forschungs- 
und Innovationslandschaft ausgegangen, weshalb sich 
auch nichteuropäische Staaten an EU-geförderten For-
schungsprojekten beteiligen können. Darüber hinaus 
wird der besonderen europäischen Zusammenarbeit 
eine große Bedeutung eingeräumt, da die EU-Staaten-
gemeinschaft ein Interesse daran hat, als Europa in 
der Welt sichtbar zu sein – wozu eine starke euro-
päische Forschung maßgeblich beiträgt. Ein anderer 
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Aspekt ist, dass Europa in der Forschung sehr gute 
Erfolge erzielt, diese aber bisher wenig in Bezug auf 
Reputation und finanzielle Gewinne für sich nutzen 
kann. Deshalb will die EU europäische Forschungser-
gebnisse künftig stärker selbst vermarkten, verbreiten 
und nutzen. Auf diese Weise wird angestrebt, die ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Gewinne mit einer 
Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit Europas zu verbinden.

Welche Erfahrungen machen Forscher_innen in 
grenzüberschreitenden Kooperationen in Europa? 
Die Beteiligung an europäischen Projekten und Ko-
operationsaktivitäten ist für die beteiligten Wissen-
schaftler_innen in der Regel mit vielfältigen Vorteilen 
verbunden. Dazu gehören die Erweiterung der eige-
nen Perspektive, die Partizipation an Ressourcen, der 
Aufbau von Netzwerken, neue Kooperationsmöglich-
keiten und das Kennenlernen anderer Forschungssys-
teme. Meist funktioniert die grenzüberschreitende 
Forschung im wissenschaftlichen Austausch sehr gut, 
doch bestehen dabei auch Herausforderungen.

Die EU-Förderung ist darauf ausgerichtet, dass in For-
schungsverbünden unterschiedliche Partner aus ver-
schiedenen EU-Mitgliedstaaten oder assoziierten Staa-
ten zusammenarbeiten. Oft sind solche gemischten 
Partnerschaften bereichernd, doch kann diese Diversi-
tät auch große Kooperationshürden mit sich bringen. 
Häufig unterscheiden sich die Forschungskontexte 
und die Herangehensweisen bei der wissenschaft-
lichen Arbeit und beim Wissenstransfer. Auch bei 
Studien, die im Rahmen von grenzüberschreitender 
Forschung entstehen, müssen oft Anpassungsschwie-
rigkeiten überwunden werden.  

Grundsätzlich erfordert die grenzüberschreitende 
Kooperation in europäischen Forschungsnetzwerken 
und -verbünden viel Zeit und Vorbereitung. Als un-
verzichtbar wird die Entwicklung eines gemeinsamen 
Verständnisses betrachtet: Es muss eine Grundlage 
für die Zusammenarbeit geschaffen werden, indem 
sich die Beteiligten über die Prinzipien guter For-
schung oder die Umsetzung des Wissenstransfers 
verständigen, etwa in Workshops im Vorfeld. Auch 
braucht es einen koordinierenden Akteur, der auf ko-
operatives Vorgehen setzt. Bei mehreren Partnern ist 
auch eine Art Joint Ownership sinnvoll. Als Erfolgs-

faktor der gemeinsamen Arbeit und Netzwerkbildung 
werden persönliche Beziehungen betrachtet, z.B. in-
dem regelmäßige Meetings in den Mitgliedstaaten der 
beteiligten Forscher_innen durchgeführt werden. 

Auch beim gemeinsamen Verfassen eines Förderan-
trags für EU-Mittel wird der persönliche Kontakt der 
Projektpartner_innen als wichtig für die Erfolgschan-
cen betrachtet. Oft ist es sinnvoll, auf bereits etablierte 
Kollaborationen aufzubauen. Da die Einwerbung von 
EU-Mitteln relativ aufwendig und die Erfolgsquote 
niedrig ist, bedarf es häufig mehrerer Anläufe bis zum 
Erfolg eines Antrags. Beharrlichkeit und Durchhalte-
vermögen erweisen sich deshalb als vorteilhaft. EU-
geförderte Verbundprojekte haben meist sehr lange 
Vorlaufzeiten. 

Ein Vorteil von grenzüberschreitenden Forschungs-
projekten liegt in der Möglichkeit, bei der Beantragung 
und Durchführung von Projekten bereits etablierte 
Netzwerke in strukturschwächere Regionen auszu-
weiten. Problematisch ist jedoch, dass nur sehr wenige  
Institutionen in diesen Regionen die erforderlichen 
Kapazitäten zur Durchführung von EU-Projekten ha-
ben und in manchen Ländern ein Brain Drain ent-
steht: Über Forschungsverbünde und -netzwerke 
werden herausragende Forscher_innen aus struktur-
schwachen Regionen abgezogen, weil Institutionen in 
wirtschaftlich stärkeren Regionen meist deutlich mehr 
bezahlen und attraktivere Forschungskontexte bieten 
können.   

Auch Promotionen in transnationalen Forschungs-
projekten sind mit besonderen Herausforderungen 
verbunden. Fehlende Finanzierung ist ein wichtiger 
Grund, warum sich viele Promovierende gegen längere 
Auslandsaufenthalte oder Doppelpromotionen ent-
scheiden. Hinzu kommen Sprachbarrieren innerhalb 
Europas, die unter anderem die Kommunikation und 
die Lektüre fremdsprachlicher Literatur erschweren. 
Weitere Hindernisse sind Unterschiede in der wissen-
schaftlichen Arbeitsweise, z.B. beim Aufbau und in der 
Argumentationsstruktur einer Promotion, aber auch 
schwierige Rahmenbedingungen, etwa durch einen 
Mangel an flexiblen Krankenversicherungen. Zudem 
besteht die Gefahr, dass Mobilität die Jobchancen auf 
dem akademischen Arbeitsmarkt nicht gerade verbes-
sert. Die Karrierevoraussetzungen unterscheiden sich 
in den Mitgliedstaaten stark, auch hinsichtlich des 
Stellenwerts von Auslandsaufenthalten. In manchen 
Ländern kann es deshalb karriereförderlicher sein, ein 
berufliches Netzwerk auf nationaler Ebene aufzubau-
en und sich an der eigenen Hochschule zu engagieren 
statt in einem anderen Land zu forschen.

Wissenschaft hält Europa zusammen. Vom March for Science bis zu Horizon 2020 Seite 04/10

Grenzüberschreitende For-
schung in Europa – Herausfor-
derungen und Erfolgsfaktoren 



VEREINIGTES KÖNIGREICH. 2016 hat sich das Ver-
einigte Königreich in einem Referendum knapp für ei-
nen Austritt aus der Europäischen Union (Brexit) ent-
schieden. Wissenschaftler_innen und Universitäten 
in Großbritannien haben hart für den Verbleib in der 
EU gekämpft, auch weil sie sich über die Bedeutung 
der europäischen Zusammenarbeit in der Forschung 
sehr bewusst sind. Das Vereinigte Königreich ist nach 
Deutschland das zweiterfolgreichste Land bei der Ak-
quise von EU-Fördermitteln, mit denen die britischen 
Forschungsaktivitäten maßgeblich unterstützt wer-
den.6 Vor dem Hintergrund der Brexit-Debatte hat Dr. 
Mike Galsworthy die Plattform Scientists for the EU 
gegründet, um den Wissenschaftler_innen eine Stimme  
zu geben. Über die sozialen Medien wie Twitter und 
Facebook werden viele Gleichgesinnte, aber auch die 
Öffentlichkeit erreicht. 

Befürworter_innen des Brexit hatten argumentiert, 
dass ein EU-Austritt den Universitäten mehr Freiheit 
in der Forschung geben würde, weil sie dann nicht 
mehr unter den Anforderungen der EU leiden müssten. 
Dies würde einen Boom der Wissensökonomie beför-
dern und die besten Wissenschaftler_innen aus aller 
Welt in das Vereinigte Königreich ziehen. Nachdem 
sich die Wissenschaftscommunity klar für einen Ver-
bleib in der EU ausgesprochen hatte, konstatierten die 
Brexit-Befürworter_innen, dass das wenig erstaunlich 
sei, da diese von der EU sehr gut bezahlt werden. Die 
Behauptung eines Gegensatzes zwischen einer EU-
finanzierten wissenschaftlichen Elite und der Mehr-
heit der Bürger_innen, denen es wirtschaftlich nicht 
gut geht, wurde für den Brexit politisch instrumenta-
lisiert. Dadurch ist die Kluft zwischen Wissenschaft-
ler_innen und Bürger_innen in Großbritannien stark 
gewachsen, was als großes Problem gesehen wird. 
Manche befürchten, dass eine Situation wie aktuell in 
den durch Trump geprägten USA entstehen könnte, 
wo große Teile der Bevölkerung den Wissenschaftler_
innen skeptisch oder sogar feindlich gegenüberstehen 
und nicht mehr an wissenschaftlich erwiesene Ergeb-
nisse wie z.B. den Klimawandel glauben. 

TÜRKEI. In der Türkei war die Petition der „Akade-
miker für den Frieden“ im Januar 2016 eine Zäsur mit 
gravierenden Folgen für die Wissenschaftler_innen. In 
der Petition war die türkische Regierung unter Präsi-
dent Erdogan aufgefordert worden, die militärischen 

Einsätze gegen die kurdische Zivilbevölkerung einzu-
stellen und Friedensverhandlungen aufzunehmen. Die 
1128 Unterzeichner_innen aus wissenschaftlich-intel-
lektuellen Kreisen wurden daraufhin von Regierungs-
seite der „Propaganda für terroristische Gruppen“ 

bezichtigt und waren massiven staatlichen Repressio-
nen ausgesetzt, unter anderem folgten Entlassungen, 
Reiseverbote und strafrechtliche Ermittlungen. Seit 
Dezember 2017 werden Gerichtsverfahren durchge-
führt, bei denen den Unterzeichner_innen Haftstrafen 
von bis zu siebeneinhalb Jahren drohen. 

Um gefährdeten Wissenschaftler_innen eine Perspek-
tive zu bieten, erfolgte die Gründung der Akademie 
im Exil (Academy in Exile) durch das Institut für 
Turkistik an der Universität Duisburg-Essen, das Kul-
turwissenschaftliche Institut in Essen und das Forum 
Transregionale Studien in Berlin.7 Die Akademie ver-
gibt derzeit mit finanzieller Unterstützung der Volks-
wagen Stiftung sechs Fellowships über 24 Monate an 
gefährdete und im Exil lebende Wissenschaftler_in-
nen der Geistes-, Sozial-, Rechts- und Wirtschaftswis-
senschaften aus der Türkei, die dadurch ihre Arbeit in 
Deutschland fortsetzen können. Zudem soll ein Pro-
gramm kritischer, demokratiefördernder Türkeistu-
dien mitgestaltet und ein Forum gebildet werden, um 
krisenhafte Entwicklungen in Europa aufzuarbeiten, 
insbesondere in ihren Auswirkungen auf die Wissen-
schaftsfreiheit. 

UNGARN. Gegenwärtig können in Ungarn verschie-
dene Dimensionen der Wissenschaftspolitik unter-
schieden werden: Im Bereich der Forschung werden 
landesweit staatliche Mittel auf mehr oder weniger 
wissenschaftsgeleiteter Basis an Forscher_innen und 
Forschungsinstitutionen verteilt. Im Hochschulsys-
tem zielt die ungarische Regierung auf eine Zentrali-
sierung und eine Kontrolle der Hochschulen durch 
eine Veränderung der Führungsstruktur: An allen 
Einrichtungen des Landes wurden Kanzler_innen mit 
Finanz- und Personalhoheit eingesetzt, die dem staat-
lichen Bildungsministerium unterstehen und absolute 
Macht über die universitätsinterne Mittelverteilung 
haben, während die Rektor_innen faktisch entmachtet 
wurden. Drittens hat sich an den Hochschulen eine 
kritische Bewegung junger Menschen, vor allem Stu-
dierender, herausgebildet, die aktiv gegen die rechts-
gerichtete Regierung von Ministerpräsident Viktor Or-
bán kämpfen. 

Ein wichtiger Einschnitt war die Veränderung der 
Hochschulgesetze im April 2017. Unter anderem 
wird nun verlangt, dass ausländische Hochschulein-
richtungen aus Nicht-EWR-Staaten gleichzeitig eine 
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Niederlassung in ihrem Heimatland haben oder ei-
nen zwischenstaatlichen Vertrag mit Ungarn schlie-
ßen müssen. Hinzu kam ein neues Gesetz für NGOs, 
die Spenden aus dem Ausland erhalten: Diese müs-
sen sich nun staatlich registrieren lassen und in al-
len Veröffentlichungen vermerken, dass sie „vom 
Ausland unterstützte Organisationen“ sind. Die neue 
Gesetzeslage gefährdete insbesondere die Existenz 
der privaten Zentraleuropäischen Universität (CEU) 
in Budapest, da sie nur in Ungarn ansässig ist, aber 

 

Investitionen in die Wissenschaft erhöhen. Die Wis-
senschaftspolitik in Europa steht aufgrund von Finanz-
zwängen unter Druck: Mit dem EU-Austritt des Verei- 
nigten Königreichs als zweitgrößtem Nettobeitragszah-
ler werden der Union jährlich etwa 10 bis 12 Mrd. Euro 
weniger Einnahmen zur Verfügung stehen. Gleichzeitig 
muss die EU neue Aufgaben erfüllen, die zusätzliche 
Mittel erfordern, z.B. die Lösung der Flüchtlingsfrage. 
Wenn nicht mehr Mittel generiert werden, drohen in 
verschiedenen Politikfeldern Kürzungen – nicht nur in 
der Wissenschaftspolitik, sondern auch in der Regio-
nalpolitik, die viel Forschungspolitik enthält. Derzeit 
zahlen die Mitgliedstaaten weniger als 1% ihres BIP 

in die EU ein. Dieser Betrag müsste dringend erhöht 
werden, um die anstehenden Aufgaben bewältigen zu 
können. Dabei muss der Öffentlichkeit unbedingt ver-
mittelt werden, dass Zahlungen der Mitgliedstaaten an 
Europa keine verlorenen Ausgaben, sondern wichtige 
Investitionen sind, von denen alle profitieren können.

Auch sollte vehement die Einhaltung eines Ziels ein-
geklagt werden, auf das sich die europäischen Staats- 
und Regierungschefs in der „Strategie Europa 2020“ 
geeinigt haben: Bis 2020 wollen die Mitgliedstaaten 
jährlich 3% des BIP in Forschung und Entwicklung in-
vestieren, doch lag der Durchschnitt der EU-28 im Jahr 
2015 erst bei etwa 2%.9 Die Mitgliedstaaten müssen 
auf nationaler Ebene künftig deutlich mehr Mittel in 
Forschung und Innovation investieren als bisher.

parallel einen US-amerikanischen und ungarischen 
Studienabschluss anbietet. Die CEU war 1991 vom 
ungarischstämmigen US-Milliardär George Soros ge-
gründet worden. Inzwischen hat die EU-Kommission 
gegen Ungarn ein Vertragsverletzungsverfahren ein-
geleitet, weil sie der Auffassung ist, dass die neuen 
Gesetze gegen eine Reihe von EU-Bestimmungen ver-
stoßen, unter anderem gegen die Dienstleistungs- und 
Niederlassungsfreiheit, den freien Kapitalverkehr und 
das Recht auf akademische Freiheit.8
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Mobilität und Austausch in der EU – Ausgewählte Programme und Initiativen

Kooperationsstelle EU der Wissenschaftsorganisa-
tionen (KoWi) als Teil der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG): Beratung und Schulung zu den An-
geboten der EU-Forschungsförderung (www.kowi.de). 

Nationale Kontaktstellen (NKS) des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung (BMBF), gebündelt 
im Netzwerk der Nationalen Kontaktstellen: Unter-
stützung von Forscher_innen in allen Belangen der 
Europäischen Forschungsrahmenprogramme (aktuell 
Horizon 2020) (http://www.horizont2020.de/beratung-
nks-netzwerk.htm). 

Nationale Agentur für EU-Hochschulzusammenar-
beit des Deutschen Akademischen Austauschdiens-
tes (NA DAAD): Vergabe der europäischen Finanzmit-
tel zur Förderung der Mobilität von Studierenden und 
Hochschulpersonal innerhalb und außerhalb Europas 
(v.a. Erasmus +), darüber hinaus Informations- und Be-
ratungsangebote für deutsche Hochschulen (eu.daad.
de/die-nationale-agentur). 

Central European Network for Teaching and Re-
search in Academic Liaison (CENTRAL): Zentraleu-
ropa-Netzwerk von Universitäten einschließlich der 
Humboldt-Universität zu Berlin; Durchführung von 
multilateralen, interdisziplinären Kooperationspro-
jekten sowie Strategietreffen zur Intensivierung der 
Vernetzung (www.projekte.hu-berlin.de/de/central).

European Cooperation in Science and Technology 
(COST): Initiative von 35 europäischen Staaten zur 
Stärkung der wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
in Europa durch die Förderung von länderübergrei-
fenden Netzwerken von Forscher_innen (www.cost.
dlr.de). 

EUCOR – The European Campus: trinationaler Ver-
bund von fünf Universitäten zur Stärkung der grenz-
überschreitenden Forschung und Lehre, u.a. durch 
gemeinsame Studiengänge, binationale Promotionen 
und gemeinsame Forschungsprojekte (www.eucor-uni.
org).

Was muss getan werden?   

http://www.kowi.de/kowi.aspx
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Europäischen Forschungs- und Hochschulraum wei-
terentwickeln. Die europäische Forschungszusammen-
arbeit sollte durch ein höheres Budget des 9. Rahmen-
programms für Forschung und Innovation gestärkt 
werden. Zudem sollten mehr Mittel für das erfolgreiche 
Erasmus+-Programm zur Mobilitätsförderung und Bil-
dungszusammenarbeit bereitgestellt werden.10 

Wichtig wäre auch, Mobilitätshindernisse im Europä-
ischen Forschungs- und Hochschulraum abzubauen, 
unter anderem durch eine Angleichung der unter-
schiedlichen Karrierestrukturen in der Wissenschaft 
und eine bessere Anerkennung von im Ausland er-
brachten Studienleistungen, Berufs-, Teil- oder Hoch-
schulabschlüssen. 

Mobilität und Vernetzung von Doktorand_innen und 
Postdocs unterstützen. Im Rahmen der EU-Förderung 
muss auch die Mobilität von Doktorand_innen in-
nerhalb Europas unterstützt werden, etwa durch die 
Einführung eines Marie Curie-Äquivalents. Insgesamt 
sollten länderübergreifende Promotionen und Doppel-
promotionen erleichtert werden. Hochschulen sollten 
mehr Offenheit für internationale Profile von Wis-
senschaftler_innen zeigen, ihre Angebote zur europä-
ischen Mobilität ausweiten, Unterstützungsangebote 
etablieren und den Zugang zu internationalen Publi-
kationen erleichtern, z.B. durch die Digitalisierung 
wissenschaftlicher Literatur. 

In Zukunft sollten EU-Mittel auch zur Unterstützung 
des Austauschs und der Zusammenarbeit von Postdocs 
in Europa eingesetzt werden. Es sollte eine Plattform 
eingerichtet werden, damit sich die jungen Wissen-
schaftler_innen länderübergreifend vernetzen können. 
Sinnvoll wäre auch die Übernahme von Reisekosten, 
da persönliche Kontakte für grenzüberschreitende Ko-
operationen wichtig sind. Vorbild könnte die EU-ge-
förderte Initiative COST zur europaweiten Vernetzung 
erfahrener Forscher_innen sein. 

Debatte über Europäische Hochschulen führen. Ul-
rich Schreiterer, Senior Researcher am Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung, hat herausgear-
beitet, dass die Universität eine europäische Erfindung 
ist und sich seit dem 11. Jahrhundert rasch in Europa 
ausgebreitet hat: „Sie kannte weder Vorläufer noch 
Vorbilder, repräsentierte Europa und gestaltete es zu-
gleich mit.“11 In den letzten Jahrzehnten hätten die eu-
ropäischen Programme zur Förderung von Mobilität 
und Forschungszusammenarbeit eine wichtige Rolle 
bei der „Europäisierung“ von Universität, Hochschul-
bildung und Wissenschaft gespielt, doch sei der Weg 
zu einer nachhaltigen gemeinsamen europäischen 

„Wissenschafts- und Forschungsidentität“ noch weit. 
Es könne aber gesagt werden, dass die Hochschulen 
in Europa zu „Zukunftswerkstätten“ für eine stärkere 
europäische Integration geworden sind. 

Die Diskussion über Europäische Universitäten wird ge-
genwärtig auch in anderen Mitgliedstaaten der EU ge-
führt. 2017 hat der französische Staatspräsident Macron 
die Einrichtung von Europäischen Universitäten vorge-
schlagen, die ein Netzwerk von Universitäten aus meh-
reren Ländern Europas bilden und Orte pädagogischer 
Neuerungen und exzellenter Forschung sein sollen.12 
Die konkrete Ausgestaltung ist jedoch noch unklar und 
es ist zu bedenken, dass die Kompetenzen der EU im 
Bildungsbereich deutlich limitierter sind als im Bereich 
Forschung und Innovation. Über diese Fragen muss 
eine breite gesellschaftliche Debatte geführt werden.

Auf keinen Fall sollten Europäische Hochschulen ein 
exklusiver Club von wenigen Einrichtungen sein, son-
dern sie sollten allen Hochschulen als möglicher Ent-
wicklungsweg offenstehen. Europäische Hochschulen 
könnten als spezifischer Hochschultypus mit beson-
deren Kennzeichen in Lehre, Forschung und Transfer 
verstanden werden, der eine wichtige Rolle bei der Be-
förderung des europäischen Projekts spielt.13

Ungleichgewichten in der EU-Forschungsförderung 
entgegenwirken. Für Mitgliedsstaaten, die von der 
EU-Förderung bisher weniger profitieren, sollten Un-
terstützungsinstrumente etabliert werden, die ihre 
Chancen auf die Einwerbung von EU-Mitteln erhöhen. 
Zum anderen sollten in diesen Ländern Wissenschafts-
kerne mit Beteiligung der Wirtschaft gefördert werden. 
Im Rahmen der Strukturpolitik sollten Forschungs-
strukturen und -netzwerke sowie Wissenschaftsinsti-
tutionen geschaffen werden, um die Kohäsion zu be-
fördern. In der Strukturpolitik muss die Priorität von 
Forschung und Entwicklung höher gesetzt werden. 
Zudem sind die Möglichkeiten zur Verknüpfung von 
Strukturpolitik mit Forschungs- und Innovationspoli-
tik deutlich zu verbessern. 

Die EU-Rahmenprogramme für Forschung und Innova-
tion sollten reine Exzellenzprogramme bleiben, insbe-
sondere ERC Grants, in denen nur nach wissenschaft-
lichen Kriterien und nicht nach geografischer Lage der 
Antragsteller_innen entschieden wird.14 Ein wichtiger 
Grund liegt darin, dass für diese Art der Grundlagen- 
und Pionierforschung nicht genügend nationale Mittel 
zur Verfügung stehen und exzellente europäische For-
scher_innen darauf angewiesen sind. 
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Wissenschaftliche Beziehungen in Europa aufrecht-
erhalten. Die Beziehungen im Wissenschaftsbereich 
sollten auch bei politisch problematischen Entwick-
lungen möglichst immer aufrechterhalten werden, 
weil damit Einfluss- und Hilfsmöglichkeiten für die 
gefährdeten Wissenschaftler_innen vor Ort verbunden 
sind und wichtige Grundlagen für einen demokrati-
schen (Wieder-)Aufbau unter politisch veränderten Be-
dingungen geschaffen werden. 

Die Unterstützungs- und Fördermöglichkeiten für ge-
fährdete und verfolgte Wissenschaftler_innen sollten 
insgesamt weiter ausgebaut werden.15 Gleichzeitig ist 
es wichtig, dass Wissenschaftsakteure aller Länder öf-
fentlichkeitswirksam gegen die politische Verfolgung 
von Wissenschaftler_innen und fehlende Wissen-
schaftsfreiheit protestieren.

Wenn geltende Rechte der EU in Mitgliedsländern ver-
letzt werden, etwa Wissenschaftsfreiheit oder Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, muss die EU aktiv werden, etwa 
durch die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfah-
rens. Europa basiert auf dem Prinzip des Gebens und 
Nehmens. Dies gilt auch für EU-Fördermittel, deren 
Vergabe stärker an die Einhaltung von europäischen 
Werten gekoppelt werden sollte.  

In der Türkei ist Wissenschaftsfreiheit nicht mehr ge-
geben, aber auch nicht durch die Verfassung geschützt, 
sodass sie nur aus internationalen Vereinbarungen ab-
geleitet werden kann. Für verfolgte Wissenschaftler_
innen in der Türkei ist es von großer Bedeutung, dass 
die Verbindung zu Europa nicht abbricht, da europä-
ische Institutionen wie der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte für das Einklagen von Rechten 
unverzichtbar sind. Die türkischen Forscher_innen, die 
im Rahmen von Horizon 2020 an EU-Verbünden und 
-Projekten beteiligt sind, sollten unbedingt weiter ein-
gebunden werden, auch wenn sie z.B. aufgrund eines 
Reiseverbots nicht mehr direkt an der Zusammenar-
beit partizipieren können.

In Bezug auf das Vereinigte Königreich und die EU 
kann davon ausgegangen werden, dass die wissen-
schaftlichen Beziehungen auch nach dem Brexit wei-
ter bestehen bleiben und das Vereinigte Königreich am 
EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
partizipieren wird. Da die EU-Forschungsförderung je-
doch voraussetzt, dass die Werte der EU geteilt und 
umgesetzt werden, kann nach dem Verlassen der EU 
nicht davon ausgegangen werden, dass die bisherigen 
Politiken zwischen den Staaten unverändert fortgesetzt 
werden, ohne dass im Gegenzug die daran geknüpften 
Bedingungen erfüllt werden. Ansonsten würde man 

die Existenz der EU im Kern massiv gefährden, indem 
andere Mitgliedstaaten motiviert werden, diesen Weg 
ebenfalls einzuschlagen. 

Vertrauen in die Wissenschaft stärken. Ein funda-
mentales Prinzip der Wissenschaft ist die Suche nach 
Wahrheit, die wiederum Unabhängigkeit und Freiheit 
der Wissenschaft voraussetzt. Wissenschaft genießt 
bei den Bürger_innen jedoch zunehmend weniger 
Vertrauen, weil die Gefahr gesehen wird, dass Wissen-
schaft von politischen oder wirtschaftlichen Interessen 
beeinflusst wird.16   

Die Ursachen für den Vertrauens- und Glaubwürdig-
keitsverlust in die Wissenschaft müssen erforscht wer-
den. Eine praktische Möglichkeit zur Vertrauensbildung 
könnte sein, dass für Forschungsprojekte mit Einbindung 
der Wirtschaft ein Code of Conduct entwickelt wird, in 
dem Standards im Hinblick auf Transparenz, Unabhän-
gigkeit und Ethik der Forschung festgelegt sind. Wissen-
schaftler_innen müssen aber auch selbst Verantwortung 
übernehmen und die Prinzipien der guten wissenschaft-
lichen Praxis einhalten. Denn die Glaubwürdigkeit der 
Wissenschaft leidet massiv, wenn Forschungsergebnisse 
geschönt oder manipuliert werden. 

In der Forschung muss die Qualitätssicherung erheblich 
verbessert werden. Dazu gehören z.B. fälschungssichere 
Laborbücher oder die Sicherung der Originaldaten von 
Forschungsprojekten. Die Qualitätssicherungsverfahren 
sollten Voraussetzung für die Vergabe von EU-Förder-
mitteln sein und müssten in der Breite etabliert werden. 
Dann könnten sie sich auch zu einem Markenzeichen 
europäischer Forschung entwickeln.  

Wachsende Kluft zwischen Wissenschaft und Bür-
ger_innen schließen. Wissenschaftler_innen haben – 
auch aufgrund ihrer Finanzierung durch öffentliche 
Gelder – die Verpflichtung, ihre Forschungsergebnisse 
in der Öffentlichkeit zu kommunizieren. Sie sollten 
über wissenschaftliche Erkenntnisse informieren, die 
dann in die Entscheidungsfindung und politische Wil-
lensbildung einbezogen werden können.

Wissenschaftler_innen und Universitäten sollten aber 
auch aktiv einen Dialog mit der Bevölkerung führen. 
Den Bürger_innen müssen die positiven Effekte der 
Wissenschaft für die Gesellschaft und ihr eigenes Leben 
vermittelt werden. Insbesondere sollte betont werden, 
dass sich die Hochschulen sehr positiv auf die lokalen 
Gemeinschaften auswirken, z.B. indem Ausgründungen 
oder Kooperationen mit lokalen Unternehmen Jobs ge-
nerieren und den Menschen bessere Arbeits- und Le-
benschancen eröffnen. Als öffentlich finanzierte Insti-
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tutionen können Hochschulen eine Region dauerhaft 
unterstützen und ein stabiles Band zwischen der Wis-
senschaft und den Menschen vor Ort knüpfen. Dadurch 
könnte auch das Bild konterkariert werden, Wissen-
schaftler_innen würden einer Elite angehören, die der 
Mehrheit der Bevölkerung keinen Nutzen bringt. Auch 
rechtsgerichteten Kräften und der zunehmenden Wis-
senschaftsskepsis und Wissenschaftsfeindlichkeit in Eu-
ropa könnte damit entgegengewirkt werden.

Gesellschaftliche Verantwortung der Wissenschaft 
ernst nehmen. Auf dem March for Science haben Wis-
senschaftler_innen und Wissenschaftsinstitutionen ein 
klares öffentliches Zeichen für die Verantwortung der 
Wissenschaft für die Gesellschaft gesetzt. Demonstriert 
wurde auch für die Auffassung, dass sich die politische 
Meinungsbildung an gut gesicherten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen statt an irrationalen Weltanschauungen 
und so genannten alternativen Fakten orientieren sollte. 
Bei der EU-Forschungsförderung sollte künftig größeres 
Gewicht auf die ethische und soziale Verantwortung der 
Wissenschaft und die europäischen Werte gelegt werden. 

Wissenschaftsfreiheit verteidigen. Wissenschaftsfrei-
heit ist für die Wissenschaft unverzichtbar: Sie bildet 
die Basis für ihre Unabhängigkeit, Wahrhaftigkeit und 
Glaubwürdigkeit – und ist damit auch unmittelbar mit 
ihrer Qualität verknüpft. In Europa muss die Freiheit 
der Wissenschaft zwingend vorausgesetzt werden und 
an erster Stelle stehen, sie muss von direkten politi-
schen oder wirtschaftlichen Interessen frei sein. Nur 
dann kann sie ihre vielfältigen Aufgaben erfüllen und 
dazu beitragen, Antworten auf gesellschaftliche Her-
ausforderungen zu geben und „die Welt besser zu ma-
chen“. 

Unter diesen Voraussetzungen kann auch die Mobilität 
und der grenzüberschreitende Austausch innerhalb 
Europas in der Wissenschaft das Selbstverständnis der 
Wissenschaftler_innen als Europäer_innen und die 
Herausbildung eines gemeinsamen europäischen Be-
wusstseins befördern. 

Es gilt deshalb, gegen jegliche Angriffe auf die Wissen-
schaftsfreiheit engagiert zu kämpfen. 
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